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Sdiriftlidier Bericht 

des Finanzausschusses 
(14. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zum Abkommen vom 18. März 1959 zwischen der 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und der Regierung 
von Indien zur Vermeidung der Doppelbesteuerung des Ein- 
kommens 

— Drucksache 1615 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Das deutsch-indische Doppelbesteuerungsabkom- 
men vom 18. März 1959 ist das erste Abkommen die- 
ser Art, das zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Indien abgeschlossen worden ist. Durch 
dieses Abkommen wird die Doppelbesteuerung, so- 
weit sie im wirtschaftlichen Verkehr zwischen den 
beiden Staaten eintreten kann, beseitigt oder wesent- 
lich gemildert. Diese Wirkung tritt insbesondere in 
den Fällen ein, in denen ein Unternehmen eines der 
Vertragstaaten im Gebiet des anderen Staates tätig 
ist; der andere Staat (Quellenstaat) darf dieses 
Unternehmen nur dann besteuern, wenn es dort eine 
Betriebsstätte unterhält. Der Finanzausschuß begrüßt 
das zur Ratifizierung anstehende Abkommen als 
einen ersten bedeutenden Schritt zur Schaffung 
sicherer steuerlicher Grundlagen für die wirtschaft- 
lichen Beziehungen zwischen den beiden Staaten. 

Entgegen der sonst üblichen Regelung in Abkom- 
men zur Vermeidung der Doppelbesteuerung wer- 
den in dem vorliegenden Abkommen Dividenden, 
Zinsen und Lizenzgebühren weder von der Be- 
steuerung im Quellenstaat freigestellt, noch ist eine 
Begrenzung des Besteuerungsrechts des Quellen- 
staates für diese Einkünfte festgelegt. Aufgabe eines 
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
sollte es aber sein, auch für diese Einkünfte eine Ab- 
grenzung der Besteuerungsrechte der beiden Ver- 
tragstaaten zu schaffen, um insbesondere den Steuer- 
pflichtigen eine sichere Grundlage für wirtschaftliche 
Entscheidungen über Investitionen im anderen Ver- 
tragstaat zu bieten. Im Hinblick auf die weitgehen- 


den Steuervergünstigungen, die nach dem gegen- 
wärtigen innerstaatlichen indischen Recht für Divi- 
denden und Zinsen bestehen, sowie mit Rücksicht 
auf die sonstigen Vorteile des Abkommens er- 
scheint es dem Finanzausschuß jedoch vertretbar, 
daß für die gegenwärtige Lage zunächst auf eine Ein- 
schränkung und Begrenzung der Besteuerungsrechte 
des Quellenstaates für die genannten Einkünfte ver- 
zichtet wird. Steuerpflichtige mit Wohnsitz in der 
Bundesrepublik sind mit bestimmten Einkünften aus 
Indien besonders begünstigt, wenn diese Einkünfte 
in Indien steuerfrei sind. Diese Regelung erscheint 
dem Finanzausschuß nur im Hinblick auf die beson- 
dere Lage in Indien tragbar. Die Übertragung einer 
derartigen Regelung etwa auf Doppelbesteuerungs- 
abkommen mit Industriestaaten könnte nicht ge- 
billigt werden. Der Finanzausschuß empfiehlt dem 
Hohen Hause, dem vorliegenden Gesetzentwurf 
seine Zustimmung zu geben. 

Da es im Interesse der Förderung der zwischen- 
staatlichen Wirtschaftsbeziehungen liegt, für die Be- 
steuerung in den Vertragstaaten, soweit sie Quellen- 
staaten sind, feste Grenzen zu ziehen, empfiehlt der 
Finanzausschuß weiterhin, die Bundesregierung zu 
ersuchen, beim Abschluß weiterer Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung oder bei der 
Revision bestehender Abkommen darauf hinzuwir- 
ken, daß die Besteuerungsrechte für Einkünfte, die 
den Vertragstaaten als Quellenstaaten weiterhin zur 
Besteuerung überlassen bleiben, in ihrem Umfang 
eingeschränkt und fest begrenzt werden. 


Bonn, den 23. März 1960 

Dr, Schmidt (Wuppertal) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 1615 — unver- 
ändert anzunehmen, 

2. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 
Die Bundesregierung wird ersucht, 

beim Abschluß von Abkommen zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung oder bei der Revision be- 
stehender Abkommen darauf hinzuwirken, daß in 
den Abkommen die Besteuerungsrechte für Ein- 
künfte, die den Vertragstaaten als Quellenstaaten 
weiterhin zur Besteuerung überlassen bleiben, in 
ihrem Umfang eingeschränkt und fest begrenzt 
werden. 


Bonn, den 23. März 1960 


Der Finanzausschuß 

Neuburger Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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